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Liebe Hessinnen und Hessen, 

am 22. September sind Sie aufgerufen, den hes-
sischen Landtag neu zu wählen. Sie entscheiden 
damit maßgeblich über die Zukunft unseres Lan-
des. 

Wir – die hessischen Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten – möchten wieder Regie-
rungsverantwortung übernehmen und für den 
überfälligen Politikwechsel sorgen. Damit Sie vor 
der Wahl wissen, was eine SPD-Landesregierung 
unter meiner Führung anpacken wird, haben wir 
unsere Ideen und Vorstellungen in diesem Kom-
paktprogramm auf den Punkt gebracht. 

Ich will an Hessens herausragende Tradition als 
soziales, liberales und weltoffenes Land anknüp-
fen. Und ich bin davon überzeugt: Gerechtigkeit 
macht stark. Ich fühle mich den Menschen, jung 
wie alt, den vielen fleißigen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern, ihren Familien, den kreati-
ven Geistern und verantwortungsbewussten Un-
ternehmerinnen und Unternehmern verpflichtet. 

Für eine neue Politik, die der Solidarität, der sozia-
len Gerechtigkeit und der wirtschaftlichen Stärke 
verpflichtet ist, bitte ich Sie am 22. September um 
Ihre Unterstützung. 

Ich wünsche Ihnen eine informative und anregen-
de Lektüre und freue mich über Ihre Rückmeldun-
gen. 

Ihr

VORWORT
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Thorsten Schäfer-Gümbel
Landesvorsitzender und Spitzenkandidat

der SPD Hessen
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1.	 Ganze Arbeit leisten.
	FÜ R GERECHTE ENTLOHNUNG UND SICHERE ARBEITSPLÄTZE.

Eine starke Wirtschaft in Hessen braucht Sicherheit und Ordnung auf dem Arbeitsmarkt. Nach 14 Jah-
ren CDU-Regierung ist Hessen allerdings Spitzenreiter in unsicherer Arbeit. Sichere und faire Arbeits-
verhältnisse werden durch Befristungen, Werkverträge, Scheinselbstständigkeit, Niedriglöhne, Leihar-
beit und Stress immer weiter angegriffen.

Dafür sind Volker Bouffier und die CDU verantwortlich:

• Jeder und jede Vierte in Hessen arbeitet in unsicherer Beschäftigung. 
• Jede dritte Frau arbeitet im Niedriglohnsektor, genauso wie 90 Prozent aller Minijobberinnen 
und Minijobber.
• Mehr als sieben Millionen Menschen arbeiten in Deutschland für weniger als 8,50 Euro pro 
Stunde. Trotzdem stimmt Bouffier im Bundesrat gegen einen flächendeckenden Mindestlohn.
• Die von der CDU anstelle eines Mindestlohns erfundene „Lohnuntergrenze“ ist ein Etiketten-
schwindel und ermöglicht weiterhin Niedriglöhne und prekäre Beschäftigungsverhältnisse.

Wir meinen: Für Gute Arbeit ist der Mindestlohn das Mindeste. 

1. Lohndumping beenden und Ordnung auf dem Arbeitsmarkt schaffen.
Wir setzen uns für einen gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro ein und wollen das Ausufern der 
Leiharbeit durch den Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ beenden. Auch das Geschäftsmodell 
„Lohndumping durch Werkvertrag“ darf keine Zukunft haben - genauso wie die sachgrundlose Befris-
tung von Arbeitsverträgen. 

2. Tariftreue- und Vergabegesetz. 
Wir wollen, dass öffentliche Aufträge nur noch an Unternehmen vergeben werden, die einen Mindest-
lohn von mindestens 8,50 Euro und Tariftreue garantieren. Das hilft vor allem kleinen und mittelstän-
dischen Betrieben, die ihre Mitarbeiter fair behandeln. 

3. Ältere Arbeitnehmer besser einbinden und fortbilden. 
Dass eine einmal erlernte Tätigkeit ein ganzes Leben lang ausgeübt wird, wird immer seltener. Wir 
werden deshalb die Möglichkeiten der Weiterbildung und Neuqualifikation für alle Beschäftigten aus-
bauen. Wir werden die Betriebe unterstützen, das Potenzial älterer Arbeitnehmer einzubinden und die 
Arbeitsplätze gesundheitserhaltend zu gestalten. Das hilft zugleich gegen den drohenden Fachkräfte-
mangel. 

4. Finanzmärkte regulieren.
Für uns ist klar: In Zukunft darf kein Finanzprodukt mehr unreguliert gehandelt werden. Die Verursacher 
müssen an den Kosten der Krise beteiligt werden.



2. AuS AllEn dAS bESTE MACHEn.  füR bESSERE SCHulEn und GERECHTE bIldunGSCHAnCEn.

Gute Bildung hängt in Deutschland heute mehr als nahezu überall sonst vom Geldbeutel der Eltern ab. 
Volker Bouffier und die schwarz-gelbe Landesregierung wollen dagegen jedoch nichts unternehmen.

DAFüR SIND VolKER bouffIER 
UND DIE Cdu VERANTWORTLICH:

• G8-Murks ohne Wahlfreiheit: 9 von 10 
Eltern wollen kein G8-Schnellabitur für 
ihre Kinder. Die versprochene Wahlfrei-
heit zwischen G8 und G9 existiert  nicht, 
da es in vielen Orten keine oder viel zu 
wenige G9-Angebote gibt. Trotzdem hält 
die CDU an G8 fest und verbietet es G8-
Kindern, zurück zu G9 zu wechseln. 

• Bildungsverlierer: Auf 1 Schulaufstei-
ger kommen in Hessen heute 9 Abstei-
ger (siehe Grafik), mehr als fast überall 
sonst. Statt Kinder individuell zu fördern, 
werden sie bei Problemen entmutigt und 
„abgeschult“.

• Kinderselektion: Die frühe Aufteilung 
von Kindern nach Klasse 4 halten 73 Pro-
zent der hessischen Eltern für falsch – 
genauso wie die meisten Schulexperten. 
Denn die Kinder werden dadurch viel zu 
früh auf einen Bildungsweg festgelegt. 
Die hessische CDU hält außerdem als 
eine der letzten an der Hauptschule fest 
– gegen den Willen der Eltern.

Die SPD will dafür sorgen, dass alle Kinder gleiche Chancen auf gute Bildung haben. Unabhängig von 
Herkunft und Geldbeutel der Eltern.

unsere VorschläGe Für eine bessere schulPolitiK:

1. WIR BEENDEN DEN G8-MURKS. 
Die G8-Schulzeitverdichtung wird abgeschafft. Wir wollen stattdessen, dass sich die Schulzeit nach 
individuellen Lern- und Entwicklungsbedingungen des einzelnen Kindes richtet. 
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Wir werden dafür die Schuleingangsstufe (Klasse 
1 und 2) und die gymnasiale Oberstufe flexibel 
gestalten – sodass das Abitur, je nach Lernge-
schwindigkeit und Elternwillen, z. B. nach 12 oder 
13 Schuljahren abgelegt werden kann. 
Kindern, die in G8 sind, wollen wir den Wechsel zu 
G9 ermöglichen.

2. WIR SCHAffEn übERAll In HESSEn 
ECHTE GAnzTAGSAnGEboTE und bAuEn 
JäHRlICH 100 GRundSCHulEn zu 
GAnzTAGSSCHulEn AuS. 
Von echten Ganztagsschulen, die den Kindern 
neben dem normalen Unterricht Angebote für 
Kultur, Sport, Spiel, Bewegung, Hausaufgabenbe-
treuung und schulische Nachhilfe bieten, können 
alle Kinder profitieren. Besonders wichtig sind sie 
für diejenigen, die sonst keine Chance auf Förde-
rung haben. Wir wollen deshalb dafür sorgen, dass jedem Kind wohnortnah eine ganztägig arbeitende 
Schule angeboten wird. Den Etikettenschwindel der CDU, die bereits eine pädagogische Mittagsbe-
treuung zur „Ganztagsschule“ schönrechnet, werden wir beenden.

3. GEMEInSAM Von VIElfAlT pRofITIEREn und KIndER IndIVIduEll föRdERn. 
Jedes Kind kann von den vielfältigen Kenntnissen, Interessen und Fähigkeiten anderer Kinder profitie-
ren und seine eigenen Stärken vermitteln sowie ausbauen. Daher sind wir der überzeugung, dass län-
geres gemeinsames Lernen bis zur zehnten Klasse mehr Chancen und echte Spielräume für alle Kinder 
und Jugendlichen eröffnet –  wie es in den PISA-Siegerländern erfolgreich praktiziert wird. Wir wollen 
deshalb allen Schulen anbieten, diesen pädagogischen Weg zu gehen. Dies kann nur mit den Eltern, 
Lehrkräften und Schülern gemeinsam gelingen und wird deshalb nicht von oben verordnet.
Wir werden außerdem die bestehenden Barrieren für behinderte Kinder in unserem Schulsystem ab-
bauen.

4. pädAGoGISCH VERAlTETE MASSnAHMEn WERdEn duRCH SInnVollERE ERSETzT.
Die Zwangsversetzung von Kindern auf niedrigere Schulformen („Abschulung“) und das Sitzenbleiben 
sind Maßnahmen aus dem vorletzten Jahrhundert, die Kinder beschämen und zu oft zu gescheiterten 
Bildungskarrieren führen. Wir werden sie durch individuelle Förderung und Nachhilfe ersetzen.

5. MEHR STEuERGERECHTIGKEIT füR MEHR bIldunG SCHAffEn.
Wir wollen die obersten zehn Prozent angemessen an der Finanzierung unserer Gesellschaft beteiligen 
und so bessere Kitas und echte Ganztagsschulen finanzieren. Unser Kredo: 1 Prozent Vermögenssteuer 
für 100 Prozent Bildung.

InfoGRAFIK
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3. ModERnE fAMIlIEnpolITIK 
 WAR lAnGE GEnuG HESSEnS 
 STIEfKInd.
 bESSERE polITIK füR fAMIlIEn MIT KIndERn, SEnIoREn und 
 bEzAHlbARES WoHnEn. 

Moderne Familienpolitik ist für die rückständige Hessen-CDU unter Volker Bouffier ein Feindbild. An 
wirkungsvollen Maßnahmen für mehr bezahlbaren Wohnraum haben CDU und FDP wenig Interesse.

DAFüR SIND VolKER bouffIER 
UND DIE Cdu VERANTWORTLICH:

• Mangelhafte Kinderbetreuung: Die 
Zahl der Betreuungsplätze wird von der 
CDU schöngerechnet. Wartezeiten von 
vielen Monaten oder sogar Jahren sind 
die Regel. Durch das „KiföG“ bringt die 
CDU jetzt zudem Kitas im ländlichen 
Raum in Gefahr und setzt Anreize für 
verkürzte Öffnungszeiten und übergroße 
Gruppen.

• Untätigkeit bei explodierenden Mie-
ten: Die CDU hat jahrelang den explo-
dierenden Mieten tatenlos zugesehen. 
Durch die Streichung der Fehlbelegungs-
abgabe und andere Maßnahmen wurden 
den Kommunen Mittel für den sozialen 
Wohnungsbau entzogen. Die Zahl der 
hessischen Sozialwohnungen sinkt. Das 
im Wahlkampf angekündigte Sonderpro-
gramm ist dagegen nicht mehr als ein 
Tropfen auf den heißen Stein.

unsere VorschläGe Für FAmilien und mehr beZAhlbAren WohnrAum: 

1. RECHTSAnSpRuCH Auf GAnzTAGSpläTzE und föRdERunG füR AllE KIndER.
Wir wollen Familien entlasten und alle Kinder optimal fördern. Deshalb wollen wir  für jedes Kind unter 
sechs Jahren den Rechtsanspruch auf ganztägige individuelle Förderung und Betreuung umsetzen. 
Dadurch und durch den flächendeckenden Ausbau von Ganztagsschulen machen wir Familie und 

InfoGRAFIK
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Beruf vereinbar. Die von der CDU mit dem „KiföG“ 
eingeführten Verschlechterungen für die Kitas 
werden wir zurücknehmen.

2. KoSTEnfREIE KITAS STATT 
bETREuunGSGEld. 
Gemeinsam mit einer von Peer Steinbrück 
geführten Bundesregierung wollen wir bis 2017 
für gebührenfreie Kitas sorgen und die Familien 
so um durchschnittlich 1.900 Euro im Jahr 
entlasten. Das unsinnige Betreuungsgeld wird 
die SPD abschaffen. 

3. bEzAHlbAREn WoHnRAuM 
SCHAffEn.
Wohnen ist ein Grundbedürfnis. Wir wollen, dass 
alle Menschen gut wohnen und leben können:
• Wir werden deshalb den Bau neuer 
Sozialwohnungen verdoppeln.
• Wir werden es den Kommunen ermöglichen, 
selbst über die Einführung einer Fehlbelegungsabgabe zu entscheiden, um ausreichend 
Sozialwohnungen vorhalten zu können.
• Wir stärken die öffentlichen Wohnungsunternehmen wie die Nassauische Heimstätte und erteilen 
einer Privatisierung eine Absage.
• Wir setzen uns für eine Senkung der Stromsteuern ein, um die Energiekosten für alle Haushalte zu 
senken.
• Wir setzen uns im Bundesrat für eine mieterfreundliche Gesetzgebung und eine wirksame 
Mietpreisbremse ein. Außerdem wollen wir dafür sorgen, dass die Kosten für Immobilienmakler in 
Zukunft nicht mehr vom Vermieter auf die Mieter abgewälzt werden dürfen. 
• Für Studierende werden wir pro Jahr mindestens 1.000 neue Wohnheimplätze schaffen. Wir wollen 
zudem Alternativen, wie zum Beispiel Mietgarantiemodelle nutzen, um dem massiven Bedarf nach 
bezahlbarem studentischem Wohnraum gerecht zu werden.

4. GuTES lEbEn IM AlTER SICHERn.
Wir wollen, dass Seniorinnen und Senioren in Hessen in größtmöglicher Selbstständigkeit leben 
können, wo und wie sie wollen. 
Wir unterstützen sie dabei durch die Förderung der dazu notwendigen Wohn- und Versorgungsstruktur. 
Wir werden ältere Menschen durch gezielte Wohnberatung sowie Wohnraumanpassung dabei 
unterstützen, dass sie so lange wie möglich in ihren bisherigen Wohnungen würdevoll leben können. 
Aus diesem Grund steht auch die Förderung von genossenschaftlichen und generationsübergreifenden 
Wohnprojekten in unserem Fokus. 
Wir werden außerdem einen Rechtsanspruch auf ein Einzelzimmer im Pflegeheim schaffen und 
flächendeckend Seniorenbeiräte einführen.

InfoGRAFIK
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4. AllEn dEn EInSTIEG
 ERMöGlICHEn.
 füR EInE AuSbIldunGSGARAnTIE und fREIEn zuGAnG
 zuM STudIuM.

Studium und Berufsausbildung sichern jungen Menschen den Platz in unserer Gesellschaft. Mit der 
Bewältigung der steigenden Studierendenzahlen wurden jedoch die hessischen Hochschulen allein-
gelassen. Das übergangssystem für junge Leute, die keinen Ausbildungsplatz finden, ist ineffektiv und 
dringend reformbedürftig.

DAFüR SIND VolKER bouffIER 
UND DIE Cdu VERANTWORTLICH:

• Trotz Fachkräftemangel investiert Hes-
sen immer weniger in seine klugen Köp-
fe. Der Zuschuss pro Studierenden ist in 
den letzten Jahren von 9.542 auf 8.437 
Euro gesunken.  

• Mehr als 200.000 junge Menschen in 
Hessen sind ohne abgeschlossene Be-
rufsausbildung. 

Wir Wollen Allen JunGen menschen 
den stArt in studium und beruF ermÖGlichen:

1. FÜR EIN RECHT AUF AUSBILDUNG: DIE AUSBILDUNGSGARANTIE.
Wir wollen eine Garantie einer beruflichen Qualifikation für alle jungen Menschen unter 35 Jahren ein-
führen. Dazu werden wir ein auf insgesamt zehn Jahre angelegtes Programm auflegen. Allen jungen 
Menschen, die heute über keinen berufsqualifizierenden Abschluss verfügen, garantieren wir bis zu 
einem erfolgreichen Abschluss alle dazu erforderlichen Angebote und Unterstützungen.

2. öffnunG dER HoCHSCHulEn und GEbüHREnfREIES STudIuM.
Gemeinsam mit den Studierenden hat die SPD 2008 in Hessen das gebührenfreie Studium durchge-
setzt. Dabei wird es bleiben. Wir wollen außerdem das Recht auf Zugang zum Masterstudium ver-
ankern. Wir werden zudem die Vereinbarkeit von Studium und Beruf durch Teilzeitstudium und das 
Studieren mit Kind fördern.

3. HoCHSCHulEn VERläSSlICH fInAnzIEREn.
Steigende Studierendenzahlen in den nächsten fünf Jahren verlangen verlässliche Rahmenbedingungen. 
Die Hochschulen werden zusätzliche Räumlichkeiten und stetig ansteigende Finanzmittel benötigen.

InfoGRAFIK
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5. In HESSEn zuHAuSE füHlEn.
 ERfolGREICHE InTEGRATIon STATT AuSGREnzunG.

Hessen ist ein erfolgreiches Einwanderungsland. 
Die hessische CDU versucht dennoch immer 
wieder, in Wahlkämpfen gegen Menschen mit 
ausländischen Wurzeln zu polemisieren und ver-
schleppt sinnvolle Integrationsmaßnahmen. 

unsere VorschläGe, dAmit sich 
Alle hessinnen und hessen hier 
Zu hAuse Fühlen KÖnnen: 

1. KITAS und SCHulEn bEI dER 
InTEGRATIon unTERSTüTzEn.
In Kitas und Grundschulen werden die Weichen 
für den späteren Bildungs- und Integrationser-
folg gestellt. Wir wollen,  dass dort Sprachförde-
rung für alle Kinder bedarfsgerecht angeboten 
wird. Wir werden den Umgang mit anderen Kul-
turen zu einem Schwerpunkt der Lehrer- und Erzieherausbildung machen und für mehr Lehrkräfte und 
Erzieher mit Migrationshintergrund sorgen.
Von der ausgrenzenden Schulpolitik der CDU sind Kinder aus Migrantenfamilien besonders stark be-
troffen. Die HessenSPD steht für einen Kurswechsel in der Schulpolitik: Wir wollen es den Schulen er-
möglichen, alle Kinder individuell zu fördern und zu unterstützen.

2. InTEGRATIon InS bERufSlEbEn föRdERn.
Wir werden jungen Erwachsenen ohne Schul- oder Berufsabschluss neue Chance eröffnen, um zum 
Beispiel einen Schulabschluss und/oder eine Ausbildung nachzuholen. 

3. doppElTE STAATSbüRGERSCHAfT und KoMMunAlWAHlRECHT EInfüHREn.
Der sogenannte Optionszwang setzt junge Menschen rund um ihren 18. Geburtstag unter Loyalitätskon-
flikte zwischen ihren beiden Herkunftsländern und bürdet ihnen vielfach ein hohes Maß an Bürokratie, 
Reisen und Kosten auf, um die deutsche Staatsbürgerschaft behalten zu können. Wir unterstützen des-
halb ein modernes Staatsangehörigkeitsrecht und die doppelte Staatsbürgerschaft. Wir wollen daher 
das kommunale Wahlrecht für alle hier lebenden Menschen einführen und die Ungleichbehandlung zwi-
schen EU-Bürgerinnen und -Bürgern und den Menschen aus Nicht-EU-Staaten beenden.

InfoGRAFIK
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6. ECHTE GlEICHbERECHTIGunG.  SolIdARISCHES zuSAMMEnlEbEn.

Frauen wollen heute selbst über ihre Lebensentwürfe entscheiden. Die rückwärtsgewandte Hessen-
CDU will das nicht wahrhaben.

VolKER bouffIER UND SEINE 
Cdu-lAndESREGIERunG TUN 
NICHTS FüR GLEICHBERECHTI-
GUNG:

Statt in die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu investieren, hat die CDU 
mit dem unsinnigen Betreuungsgeld 
Milliarden verschwendet. Bei Frauen 
in Führungspositionen liegt Hessen im 
Länder-Ranking abgeschlagen. Angebote 
zum Wiedereinstieg in den Beruf wurden 
gestrichen, Beratungs- und Hilfsangebo-
te wie Frauenhäuser und Schwangeren-
konfliktberatung massiv gekürzt.

so Geht moderne PolitiK Für GleichberechtiGunG und GleichstellunG:

1. WIR STEHEn zuM GRundSATz „GlEICHER loHn füR GlEICHWERTIGE ARbEIT“.
Zusammen mit Wirtschaft und Tarifparteien wollen wir für Lohngleichheit von Frauen und Männern sorgen. 

2. GlEICHbERECHTIGunG IM STEuERRECHT SCHAffEn.
Wir wollen für neu geschlossene Ehen das Ehegattensplitting durch eine Regelung ersetzen, welche 
Ehen mit zwei voll Berufstätigen nicht länger benachteiligt. Alleinerziehende Eltern wollen wir steuer-
lich entlasten.

3. fAMIlIE und bERuf lEICHTER VEREInbAR MACHEn.
Wir wollen den Wiedereinstieg in den Beruf nach Pflege- oder Erziehungsphasen erleichtern. Eine Fa-
milienarbeitszeit soll Eltern erlauben, ihre Arbeitszeit zeitlich befristet partnerschaftlich zu reduzieren 
(z. B. 30-Stunden-Woche), ohne dass dies zu Lasten ihrer beruflichen Entwicklung geht.

4. fRAuEn dEn zuGAnG zu füHRunGSpoSITIonEn ERMöGlICHEn.
Wir wollen, dass Frauen bei der Besetzung wichtiger Positionen in Hessen nicht länger unterrepräsen-
tiert bleiben und werden den weiblichen Führungsnachwuchs gezielt unterstützen. Wir setzen uns 
auf Bundesebene für die Einführung gesetzlicher Frauenquoten in Aufsichtsräten und Vorständen ein. 
Wir werden unseren Anspruch bei der Besetzung von wichtigen Positionen auch selbst entsprechend 
umsetzen.

InfoGRAFIK
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7. VoR oRT zuR STEllE SEIn. 
 füR lEbEnSWERTE VERHälTnISSE In dER STAdT und
 Auf dEM lAnd.

In Hessens Städten und Gemeinden wird über die konkreten Lebensverhältnisse und Teilhabechancen 
entschieden. Sie sorgen für Straßen, Schwimmbäder, Kitas, Schulen und den ÖPNV.  Trotzdem betreibt 
die CDU-Landesregierung Raubbau an den Kommunen.

DAFüR SIND VolKER bouffIER 
UND DIE Cdu VERANTWORTLICH:

• Belastungen für die Bürgerinnen und 
Bürger: Mit einer Kürzung um 344 Milli-
onen Euro pro Jahr hat die CDU die hes-
sischen Kommunen in massive Notlagen 
gedrängt. Mit einem „Rettungsschirm“ 
wurden in dieser Situation zahlreiche 
Kommunen zu Leistungskürzungen und 
Gebührenerhöhungen gezwungen.

• Die CDU schadet dem ländlichen Raum: 
Das Dorferneuerungsprogramm wurde 
zusammengestrichen und der Zugang zu 
den Fördermitteln erschwert.

• Die CDU hat kein Konzept für moder-
ne Großstadtpolitik und die Zukunft des 
Ballungsraums Rhein-Main. 

Wir sorGen Für stArKe städte und Gemeinden im interesse ihrer bürGer:

1. WIR MACHEn HESSEnS KoMMunEn WIEdER HAndlunGSfäHIG.
Den strukturellen Entzug von über 344 Mio. Euro aus dem Kommunalen Finanzausgleich werden wir 
korrigieren und so eine soziale Politik vor Ort wieder möglich machen. Gemeinsam mit einer sozialde-
mokratisch geführten Bundesregierung wollen wir das Programm “Soziale Stadt“ ausbauen, mit dem 
wir sozial benachteiligte Stadtteile aufwerten.

2. WIR STäRKEn dEn ländlICHEn RAuM. 
Der Zugang zu Arbeit, Bildung, Betreuung, Gesundheitsversorgung, Kultur, Mobilität und Sport muss 
weiterhin überall in Hessen möglich sein. Zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit des ländlichen Raumes 
gehört auch eine gesetzlich garantierte Grundversorgung mit schnellem Internet.

3. WIR GESTAlTEn dEn bAllunGSRAuM. 
Wir werden einen Regionalverband Frankfurt/Rhein-Main einführen, der die Region im internationalen 
Standortwettbewerb handlungsfähig macht.

InfoGRAFIK
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8.	Nachha ltig wirtschaften.
	FÜ R EINEN BEWUSSTEN UMGANG MIT UNSERER UMWELT UND 
	 EINEN ENTSCHIEDENEN VERBRAUCHERSCHUTZ.

Nur in einer intakten Umwelt lässt es sich gut leben und arbeiten. Wir bringen die wirtschaftliche Stär-
ke, die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, die Interessen Einzelner und Aller in Einklang mit 
Umwelt und Natur. 

Unsere Vorschläge für nachhaltiges Wirtschaften:

1. Den ehrenamtlichen Naturschutz fördern.
Der Schutz der Natur wäre ohne die Arbeit der vielen ehrenamtlich Tätigen bei Weitem nicht so fort-
geschritten, wie er heute ist. Diese Arbeit wollen wir unterstützen. Dazu gehört auch die Beteiligung 
an Verwaltungsverfahren und das Instrument der Verbandsklage. Wir werden wieder Beiräte bei den 
oberen Naturschutzbehörden einrichten und die Rechte der Naturschutzbeiräte zusätzlich ausweiten.

2. Die Schutz- und Erholungsfunktion des hessischen Waldes erhalten. 
Mit uns wird es deshalb keinen Verkauf von Staatswald geben. Wir unterstützen die Ausweisung von 
Naturparks und werden stärker als bisher dafür Sorge tragen, dass EU-Mittel ihren Weg in den hessi-
schen Forst und Naturschutz finden.

3. Die ökologische Landwirtschaft unterstützen.
Wir wollen den ökologischen Landbau in Hessen in Forschung, in Lehre, Beratung und Versuchswesen, im 
Aufbau effizienter Betriebs- und Vermarktungsstrukturen sowie im Marketing besonders fördern. 

4. Keine gentechnischen Experimente gegen den Willen der Verbraucher.
Wir bleiben dabei: Keine Verwendung  von gentechnisch veränderten Pflanzen und null Toleranz bei Fut-
termitteln. 

5. Für artgerechte Tierhaltung sorgen.
Wir streben eine bessere Überwachung von Tiertransporten und den schrittweisen Ersatz von Tierversu-
chen durch gleichwertige Verfahren an. Außerdem werden wir die Tierschutzverbände mit einem Ver-
bandsklagerecht stärken.
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9. nEuE EnERGIE füR HESSEn.
 polITIK füR WACHSTuM, InnoVATIon und EInE
 SozIAlE EnERGIEWEndE.

Hessen war lange Wachstumsmotor unter den Bundesländern. Dieses Erbe droht die CDU durch Ide-
enlosigkeit und Untätigkeit zu verspielen. Ob Fachkräftemangel, Energiewende, Breitbandversorgung 
oder fehlende Ausbildungsplätze – die amtierende Landesregierung hat keine tragfähigen Konzepte 
für die Zukunft vorzuweisen.

Wir Wollen, dAss hessen Wieder Vorreiter Wird:

1. nEuE EnERGIE füR HESSEn.
Die wirtschaftliche und soziale Energiewende 
ist das wichtigste Umbauprojekt der Wirtschaft 
in Deutschland und bietet Chancen für mehrere 
hunderttausend gut bezahlte Arbeitsplätze. Wir 
wollen, dass die Energiewende  nicht nur den gro-
ßen Energiekonzernen zu Gute kommt, sondern 
Geld und Arbeitsplätze in die hessischen Gemein-
den bringt. Wir werden deshalb unter anderem 
zwei Prozent der Landesfläche als Windvorrang-
gebiete ausweisen und das von der CDU erlasse-
ne wirtschaftliche Betätigungsverbot für die Ge-
meinden aufheben.

2. fAIRE bEdInGunGEn füR dEn 
MITTElSTAnd HERSTEllEn.
Der Wettbewerb um Aufträge wird immer häu-
figer von den Betrieben entschieden, die ihre 
Angebote auf der Grundlage von Lohndumping 
abgeben. Dies behindert seit Jahren die Innova-
tionskraft unserer hessischen Betriebe. Hessen 
braucht deshalb ein europarechtskonformes Mit-
telstandsförderungs- und Vergabegesetz, das auch für unsere heimischen Unternehmen faire Wettbe-
werbsbedingungen schafft. 

3. zuKunfTSTECHnoloGIEn föRdERn.
Hessen braucht wieder eine gestaltende Wirtschaftspolitik, die zukunftsfähige und gesellschaftlich sinn-
volle Schwerpunkte setzt. Dazu gehört beispielsweise die Förderung von Elektromobilität, innovativen 
öffentlichen Verkehrssystemen und lärmreduzierenden sowie ressourceneffizienten Technologien. Oder 
die Förderung der Kreativ- und Netzwirtschaft, mittlerweile einer der bedeutendsten Wirtschaftszweige 
in Rhein-Main. 

InfoGRAFIK
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10. lIbERAlES, SICHERES und
 dEMoKRATISCHES HESSEn.
 MEHR dEMoKRATIE und bESSERE InnEnpolITIK.

Hessen ist stolz auf seine Tradition als modernes, liberales und demokratisches Land. Die amtierende 
Landesregierung weigert sich jedoch, Hürden für Beteiligung und direkte Demokratie abzubauen. In 
der Sicherheitspolitik setzt die CDU auf kurzfristige Repression statt auf nachhaltige Verbrechensbe-
kämpfung durch Prävention.

unsere VorschläGe Für eine bessere innenPolitiK:

1. unSER lAnd IST REIf füR MEHR 
dEMoKRATIE. 
Wir setzen uns dafür ein, dass Volksentscheide auf 
Bundesebene eingeführt und die Hürden in Hes-
sen auf ein bürgerfreundlicheres Maß abgesenkt 
werden, das Beteiligung ermöglicht, statt sie zu 
verhindern. Die Finanzierung von Abstimmungs-
kampagnen wollen wir dabei streng transparent 
machen und notfalls eingrenzen, um finanzstar-
ken Verbänden und Lobbyisten keine überpropor-
tionale Einflussnahme zu ermöglichen. 

2. dEMoKRATIE und EnGAGEMEnT 
fAllEn nICHT VoM HIMMEl.
Wir wollen, dass sich besonderes ehrenamtliches 
Engagement von Jugendlichen auch bei der schu-
lischen Leistungsbewertung und beim Zugang zu 
Ausbildungs- und Studienplätzen widerspiegelt. 
Damit Jugendliche über ihre Belange vor Ort mit-
entscheiden können, setzen wir uns für die Ab-
senkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16 Jahre ein. 

3. MEHR SICHERHEIT duRCH zuSäTzlICHE polIzEI, RESozIAlISIERunG und 
pRäVEnTIon.
Mit der Reduzierung der Einstellungszahlen von 550 auf rund 400 Polizeianwärterinnen und -anwärter 
hat die CDU-Landesregierung den Stellenabbau bei der hessischen Polizei abermals verschärft. Wir wol-
len gesicherte Polizeiarbeit vor Ort und Erhalt der Polizeipräsenz in der Fläche. Dazu wollen wir zu einer 
kontinuierlich hohen Ausbildungsrate mit mindestens 550 Neueinstellungen zurückkehren. 
Ziel des Justizvollzugs ist es, Straffällige wieder in die Gesellschaft einzugliedern und so die Sicherheit der 
Bevölkerung zu gewährleisten. Dazu sind Instrumente wie die gemeinnützige Arbeit und die „elektroni-
sche Fußfessel“ in vielen Fällen wirkungsvoller als bloßes „Wegsperren“ auf Zeit.

InfoGRAFIK



11. GERECHTIGKEIT RECHnET SICH. 
 zuKunfTSAufGAbEn SolIdE GEGEnfInAnzIEREn.

Unseriöse Haushaltspolitik hat in Hessen zwei Namen: Roland Koch und Volker Bouffier. Sie haben 
Hessens Schulden in wenigen Jahren verdoppelt. 

DAFüR SIND VolKER bouffIER 
UND DIE Cdu VERANTWORTLICH:

• Hessens Schulden verdoppelt: Statt 
für solide Staatseinnahmen durch eine 
angemessene Beteiligung von Hochver-
dienern und Vermögenden zu sorgen, 
nimmt die CDU steigende Zinslasten in 
Kauf und plündert die Kassen unserer 
Städte und Gemeinden.

• Klientelgeschenke und Geldver-
schwendung:  Ob „Euro-Hawk“-Debakel, 
Betreuungsgeld, „Mövenpick-Steuer“, 
Verfahrensfehler bei der AKW-Biblis-Stil-
legung und laxer Umgang mit reichen 
Steuerhinterziehern – Merkel und Bouf-
fier verschwenden Milliarden, die für 
Schulen, Straßen und bessere Kitaplätze 
fehlen. 

• Zunehmende Spaltung der Gesell-
schaft: Die Einkommens- und Vermö-
gensverteilung in Deutschland wird im-
mer ungerechter. Das oberste Zehntel 
besitzt schon jetzt mehr als die Hälfte 
des Gesamtvermögens, der Rest der 
Gesellschaft immer weniger. Trotzdem 
blockieren CDU und FDP höhere Vermö-
genssteuern.

2. STEuERfluCHT KonSEQuEnT bEKäMpfEn. 
Steueroasen sind Gerechtigkeitswüsten. Statt zweifelhafte Ablasshandel für Steuersünder zu ermögli-
chen, bekämpfen wir Steuerflucht durch mehr Steuerfahnder. 

3. AuSGEGlICHEnEn HAuSHAlT bIS 2020 ERMöGlICHEn.
Wir werden durch kluges Sparen, die Erhebung gerechter Steuern und das Setzen politischer Schwer-
punkte bis spätestens 2020 einen ausgeglichenen Landeshaushalt ermöglichen.
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die sPd steht Für eine 
solide FinAnZierunG der 
ZuKunFtsAuFGAben:

1. MEHR STEuERGERECHTIGKEIT.
Den strukturellen Entzug von über 344 Mio. Euro 
aus dem Kommunalen Finanzausgleich werden wir 
korrigieren und so eine soziale Politik vor Ort wieder 
möglich machen. Gemeinsam mit einer sozialde-
mokratisch geführten Bundesregierung wollen wir 
das Programm “Soziale Stadt“ ausbauen, mit dem 
wir sozial benachteiligte Stadtteile aufwerten.
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GERECHTIGKEIT MACHT STARK.
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